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Hindenburg Jetkin erledigt.
Berlin, 18. Oktober.

Die ſozialdemokratiſche deicugefraktion hat in ihrer Sitzung
vom letzten Donnerstag beſchloſſen, einem Vorſchlag des Zentrums
führers Mar x zuzuſtimmen, wonach der gegenwärtig amtierende
R e i ch sprä ident durch förmliche Verfaſſungsänderung zum
definitiven Reichspräſidenten mit Ablauf der Amtszeit am 30. Juni
1925 erklärt werden ſoll. Zur Erklärung dieſes Beſchluſſes muß

f die Vorgeſchichte der ganzen Angelegenheit zurückgegriffen
erden. Bekanntlich hatte die Sozial demokratiſche Par-
e i, und beſonders der Reichspräſident ſelbſt, den dringen

Wun ſch geäußert, die von der Verfaſſung vorgeſchriebene
olkswahl des Präſidenten ſo bald wie möglich erfolgen zu

en. Aus taktiſchen Gründen hatte die Volkspartei
egen die Vornahme der Wahl zum vorgeſehenen Termin des
Dezember ſchwere Bedenken, und es gelang ihr allmählich, die
ürgerlichen Parteien mit Ausnahme der Deutſchnatio

u len zu ſich herüberzugiehen. Was die Volkspartei beabſichtigte,
s war eine Verlängerung des Proviſoriums bis zu einem

unheſtimmten, aber jedenfalls ziemlich nahen Zeitpunkte, der ihr
e m er als der gegenwärtige zu ſein ſchien. Hier ſetzte nun

ſozialdemokratiſche Gegenſtoß ein. Angeſichts der
Tatſache, daß die bürgerlichen Parteien geſchloſſen gegen die Wahl
am 38. ftanden, dieſer Termin alſo höchſtens in einem
forcierten parlamentariſchen Kampfe mit Hilfe der
Deutſchnationalen durchzuſetzen war, ließen die Vertreter
der ſogialdemokratiſchen Fraktion bei den Verhandlungen durch
blicken, daß es vielleicht doch ein Mittel gebe, ihre Fraktion von der
Wahl am 8. Dezember abzubringen. Das ſei die Erklärung Eberts
zum definitiven Reichspräſidenten der erſten Amtsperiode (1919
bis 1926) durch eine überwältigende Mehrheit des Reichstags.

Die ſozialdemokratiſche Fraktion ſtellte jedoch ſelbſt einen dahin
gehenden Antrag nicht, ſondern wartete ab, was die andern machen
würden. Da kam der Vorſchlag des Zentrums, Ebert
bis zum 30. Juni 1925 als definitiven Reichspräſidenten an

Auf Koſten der Arbeiterklaſſe.
Vor neuen ſchweren Kämpfen in der ſüddeutſchen Metallinduſtrie?
Kampfanſage der Anternehmer.
Drohung mit Einſchränkung und Stillegung der Betriebe.

Ablehnung von weiteren Lohn- und Gehaltserhöhungen.

Von der ſüddeutſchen Gruppe des Geſamtverbandes Deutſcher
Metallinduſtrieller geht dem WTVB. folgende Mitteilung zu:

Der Vorſtand der ſüd deutſchen Gruppe des Geſamt-
verbandes Deutſcher Metallinduſtrieller hat in
ſeiner letzten Sitzung die derzeitige Lage der Metallinduſtrie und
die Auswirkungen der bei der geſamten Jnduſtrie, beim Reich, bei
den Ländern und den Gemeinden in immer kürzeren Ab-
ſtänden ſich wiederholenden Erhöhungen der
Gehälter eingehend erörtert Es wurde feſtgeſtellt, daß dieſe
Erhöhungen den Lohn- und Gehaltsempfängern in keinem Falle
einen Nutzen gebracht haben (7), da ſie durch ihre Wirkung auf
Rohſtoffgewinnung, Frachten, Fertigverarbeitung und Notenpreſſe
tets eine neue verſtärkte Steigerung aller Preiſe unmittelbar nach
ich ziehen mußten. Zugleich haben ſie jedoch zu derartiger Steige-
rung der zum Weiterbetrieb der Unternehmungen erforderlichen
Mittel geführt, daß deren Aufbringung heute nicht mehr möglich
iſt und die Betriebe unbedingt zu Einſchränkungen (l) und
Stillegungen gezwungen werden. Dies zeigt ſich heute
ſchon in zahlreichen Jnduſtriezweigen und wird ſich in kurzer Zeit
in noch größerem Umfange zeigen, da mit den Preiserhöhungenauch die Fauftraft des Jnlandes vernichtet wird und die Möglich-

keit des Abſatzes im Ausland durch das Heranrücken an die Welt
marktpreiſe in Verbindung mit der verſtärkten Schutzzollpolitik
des Auslandes immer mehr ſchwindet. Die dauernden Lohn und
Gehaltserhöhungen führen ſomit unfehlbar zu einer weiteren Ver-
minderung der Produktion, rade zum Gegenteil deſſen, was
allein eine Beſſerung der Wirtſchaftslage bringen könnte: eine

Produktion bei gleichzeitiger Senkung der Konſumtion.
enn auch die ungünſtige Entwicklung der deutſchen Wirtſchaft

ſeit Kriegsende allein (1) eine Folge der Lohn und Gehalts-
erhöhungen iſt, ſondern maßgebend beeinflußt wurde durch die
Paſſibität der Zahlungsbilanz und die Reparag-
tionslaſten, ſo iſt heute doch kein Zweifel mehr darüber mög-
lich, daß dieſe Erhöhungen, ohne irgendwelchen Nutzen zu
bringen (1), die Entwickelung in einem Maße verſchärft und be
ſchleunigt haben, daß die Arbeitgeber die Verantwortung für ein
Weitergehen auf dieſem Wege durch freiwillig es Zugeſtehen
von Lo und Gehaltserhöhungen nicht mehr übernehmen können.
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Dieſe Erklärung des Verbandes der Deutſchen Metallinduſtrie
oedeutet direkte Kampfanſage gegen die Arbeiterſchaft. Die ſüd-
deutſchen Metallinduſtriellen haben bereits während des letzten

Keine Präſidentſchaftswahl.
Ebert definitiver Reichspräſident. Verlängerung

der Amtsdauer bis 30. Juni 1925.

öhne und ha

zuerkennen. Die verfaſſungsmäßige Amtsdauer von ſieben Jahren
wird nach dieſem Vorſchlag um ein halbes Jahr verkürzt. Dieſe
Verkürzung wird aber ſachlich damit begründet, daß in
Zukunft aller ſieben Jahre zu wählen ſein wird, und daß es beſſer
iſt, dieſe Wahl in die Sommermonate als in die Wintermonate
zu legen. Der Juni wird danach aller ſieben Jahre der Monat
des Wahlkampfs um den Reichspräſidenten ſein. Ohne die Ver
kürzung der Amtsdauer des erſten Reichspräſidenten um ein halbes
Jahr wäre die Wahl für alle abſehbare ſpätere Zeit immer auf
den Februar gefallen.

Entſcheidend konnte es für die Fraktion nicht ſein, ob die Amts
dauer Eberts um ein paar Monate gekürz t würde. Entſcheidend
war das Prinzip, daß Ebert als der erſte ordentliche Reichs
präſident der deutſchen Republik durch eine überwältigende Mehr-
heit des Reichstags anerkannt werden müſſe. Da dieſe Anerkennung
in Ausſicht geſtellt wurde, hatte die ſozialdemokratiſche Fraktion
keinen Grund mehr, auf der ſofortigen Durchführung der Volks-
wahl zu beſtehen.

Nachdem die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion dem Vor
ſchlag des Zentrums, den jetzigen Reichspräſidenten bis zum
30. Juni 1925 in ſeinem Amte zu belaſſen, zugeſtimmt hatte, trat
die Fraktion der Deutſchen Volkspartei zuſammen, um eben-
falls zu dieſem Vorſchlage Stellung zu nehmen. Auch ſie ſchloß
fich trotz der am Dienstag eingenommenen abweichenden Haltung
der angeregter Amtsverlängerung des jetzigen Reirhspräſtdenten
an, ſo daß in der ſpäter ſtattfindenden ParteiführerSitzung ohne
weiteres Uebereinſtimmung darüber erzielt werden konnte, den ver
faſſungsändernden Geſetzentwurf nach Möglichkeit noch in dieſer
Woche zu verabſchieden. Auch die Bayeriſche Volkspartei
ſtimmte der Anregung zu.

Durch dieſes vereinbarte Vertrauensvotum, das dem Reichs
präſidenten Ebert durch eine große Mehrheit des Reichstags aus
geſprochen werden wird, können ſich die Deutſchnationalen
den Agitationsaufwand für Herrn Hindenburg und die
Kommuniſten für ihre Klara Zetkin für ſpätere Zeiten
aufſparen.

großen Metallarbeiterſtreiks gezeigt, daß ſie eine Klaſſe für ſich
ſind, der an der Hebung der deutſchen Produktion nicht das min-
deſte gelegen iſt. So drohen ſie auch in der vorſtehenden Erklärung
mit Einſchränkung und Stillegungihrer Betriebe,
weil die Löhne angeblich zu hoch ſind und infolgedeſſen das Produ
zieren nicht mehr rentabel genug iſt. Um das Produzieren wieder
rentabler zu machen, rentabler für die Unternehmer natür-
lich, ſollen die Arbeiter auf weitere Lohnforderungen verzich-
ten. Dieſe Forderung erheben die Jnduſtriellen, obwohl ſie ſelbſt
zugeben müſſen, daß die Paſſivität der Handelsbilanz und die
Reparationslaſten die gegenwärtige Lage „maßgebend beeinflußt“

ben.
Die Jnduftriellen, die das wiſſen, treiben ein ganz durchſichtiges

politiſche s Manöver, wenn ſie, trotz dieſer Einſicht, der Ar
beiterſchaft unterſchieben, daß ſie aus Frivolität ohne zwingende
wirtſchaftliche Notwendigkeit Lohnerhöhungen durchgeſetzt hat.
Ohne dieſe Lohnerhöhungen wäre die Arbeitsleiſtung des einzelnen
wie der Geſamtheit bereits ſo geſunken, daß von einer Produktion
im heutigen Sinne überhaupt keine Rede mehr ſein könnte. Hinzu-
kommt, daß der dem Arbeiter gezahlte Lohn bei weitem nicht an
die Löhne der engliſchen, amerikaniſchen oder auch franzöſiſchen
Arbeiterſchaft heranreicht, die weit höhere Löhne erhalten und deren
Länder trotzdem zum Teil eine aktive Handels bilanz, d. h. einen
zur Ausfuhr gelangenden Produktionsüberſchuß haben.

Die ſüddeutſchen Jnduſtriellen behaupten in ihrem Aufruf zwei-
mal in wenig veränderter Form, daß die Lohn- und Gehalts-
erhöhungen keinen Nutzen gebracht haben. Jn der Tat haben die
Erhöhungen keinen direkten Nutzen gebracht, da ſie ja lediglich
eine annähernde Angleichung an die vorangegangene Teuerung
darſtellten. Aber nur dadurch war es dem deutſchen Proletariat
möglich, ſich leiſtungsfähig zu erhalten und ſomit der Hauptträger
der in den letzten Jahren keineswegs zurückgegangenen Produktion
zu bleiben. Die Produktion wird auch in Zukunft nur von ra
tionell ernährten Arbeitern aufrechterhalten werden
können. Jede Teuerungswelle wird deshalb naturnotwendig eine
Lohnaufbeſſerung im Gefolge haben müſſen, andernfalls die Pro-
duktion verkümmern muß. Die Lohnerhöhungen ſind nicht die
Urſache, ſondern die Auswirkung der ſteigenden Teuerung.
Die Produktion aber durch Senkung der Lebenshaltung des ohne
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hin durch die Markentwertung am ſchwerſten getroffenen Prole-
tariats heben zu wollen, iſt eine Eiſenbart-Kur, die von der voll
kommenen ſozialen und ökonomiſchen Einſichtsloſigkeit weiter
Teile des Unternehmertums beredtes Zeugnis ablegt.

Der Vorſtoß der ſüddeutſchen Metallinduſtriellen iſt möglicher-
weiſe der Auftakt zu neuen großen Kämpfen, bei denen die Ar
beiterſchaft des Reiches den ſüddeutſchen Klaſſengenoſſen gegebenen
falls die Unterſtützung angedeihen laſſen muß, die zur erfolgreichen
Beendigung dieſes großen Kampfes notwendig ſein wird.
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Daß übrigens die Herren Jnduſtriellen im Einverſtändnis mi
der bayeriſchen Regierung vorgehen wollen, beweiſt die Tatſache,
daß Bayern geſtern dem Reich eine Denkſchrift übergeben hat, die
mit einem Vorſchlag zur künſtlichen Stabiliſierung des inländiſchen
Preisniveaus ſchließt, der darauf hinausläuft, den geſamten
Deviſenverkehr zu zentraliſieren und alle inländiſchen Preiſe, Ge-
hälter und Löhne auf ihre damaligen, allenfalls unter Beziehung
auf die Friedenspreiſe und Friedenslöhne behördlich feſtzuſetzen.
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g behördliche Feſtſetzung der Löhne und Gehälter! Das
iſt ihr Wunſch. Wir werden die Entwicklung im Auge behalten

Gegen den Juſtizmord!
Jntime Kenner der bayeriſchen Zuſtände verſichern, es ſei gänz

lich ausſichtslos, dem Münchener „Volksgericht“, das am Freitag
ſein Urteil gegen Fechenbach, Gargas und Lembke fällen
wird, ins Gewiſſen zu reden. Der Publiziſtik bleibt dennoch die
Pflicht, die Oeffentlichkeit aufzurütteln und ihr zuzurufen, daß es
etwas ganz Ungeheuerliches, in Deutſchland noch nicht Erlebtes
iſt, was ſich im Namen des Rechts in München vollziehen ſoll

Wird dort am Freitag ein Schuldig geſprochen, ſo wird der deut
ſchen Juſtiz ein Schandfleck angeheftet, wie ihn auch die Juſtig ded
kaiſerlichen Deutſchland nicht aufweiſt.

Es iſt nicht unſere Aufgabe, uns mit den Charakteren von Gar
gas und Lembke zu beſchäftigen. Es iſt ohne weiteres zu
zugeben, daß mindeſtens der zweite von dieſen beiden nicht zu den
Zierden des Journaliſtenſtandes gehört. Auch dieſer Stand ha
unter der Verwilderung des Krieges und unter der Not, die ihm
folgte, ſchwer gelitten aber dieſe Frage gehört auf ein ganz
anderes Blatt. Um was es ſich hier handelt iſt dies: ob Journa
liſten ihrer Freiheit und ihrer Ehre verluſtig erklärt werden
können, weil die Art ihrer Berichterſtattung an aus
ländiſche Blätter nach der ſubjektiven Auffaſſung eines im
Politiſchen unzuſtändigen Gerichtshofes den nationalen Jntereſſen
ſchädlich war, insbeſondere ob Journaliſten wegen Landesverrats
verurteilt werden können, weil ſie Nachrichten über Geheim-
bünde und Waffenſchiebungen an das Ausland weiter
gegeben haben.

Es iſt ohne weiteres zuzugeben, daß im journaliſtiſchen Verkehr
von Deutſchen mit dem Ausland viel geſündigt wird, geſündigt
wird vielleicht auf bei den Seiten. Aber da jetzt in München ein
Sozialdemokrat und durch und durch ehrenhafter, idealiſtiſch ver-
anlagter Mann, Fechenbach, unter Landesverratsanklage mit
dem Zuchthaus bedroht wird, weil er für ausländiſche Blätter Ar
tikel lieferte, die den bayeriſchen Monarchiſten nicht gefallen, ſo
darf daran erinnert werden, daß auch ein gewiſſer Ludendorff,
München, Heilmannſtraße 5, gegen Pfunde und Schillinge für ein
Deutſchland feindliches Blatt Artikel geliefert hat, die nach dem
Urteil eines ſehr großen Teils des deutſchen Volkes eine ſchwere
Schädigung deutſcher Intereſſen darſtellen. Wird vielleicht auch
gegen ihn Ankkage erhoben? Ach nein! Er hat ja nur die Deut
ſche Republik vor dem Ausland heruntergeriſſen, während
Fechenbach in das dunkle Treiben der bayeriſchen Reak-
tion hineingeleuchtet hat!

Man kann zur Verteidigung Ludendorffs anführen, er habe ge
glaubt, den deutſchen Jntereſſen zu dienen. Aber dasſelbe gilt mit
viel größerer Beſtimmtheit auch für Fechenbach. Eine zweckmäßige
Berichterſtattung für das Ausland kann von großem Nutzen ſein.
Welche Art der Berichterſtattung aber zweckmäßig iſt, darüber
ſteht einem Gerichtshof von gelehrten Richtern und behördlich er
nannten Beiſitzern kein Urteil zu. Maßt ſich ein Gerichtshof
das Recht an, darüber zu entſcheiden, und gegen Methoden, die ihm
mißfallen, mit dem Landesverratsparagraphen vorzugehen, dann
iſt kein Journaliſt mehr in Bayern ſeiner Ehre
und Freiheit ſicher

Es hat dem Ankläger und wie aus der höchſt parteiiſch ge-
führten Verhandlungsleitung hervorgeht auch dem Vorſitzenden
beſonders mißfallen, daß die Angeklagten über das Treiben von
Geheimbünden und über Waffenſchiebungen berichtet haben. Be
ſonders wegen dieſer Berichte ſollen ſie des Landesverrats ſchuldig
ſein. Nun find Geheimbünde und Waffenſchiebungen durch die
allgemeinen Geſetze und neuerdings verſchärft durch die Ge
fetze zum Schutz der Republik verboten, die deutſche
Regierung hat außerdem auf Grund des Friedensvertrages
die beſondere völkerrechtliche Verpflichtung übernommen, Geſcehzes
Lerletzungen ſolcher Art nicht zu dulden. Die Münchener Anklage
ſtellt ſich demgegenüber auf den entgegengeſetzten Standpunkt, daß
derjenige ſtrafbar iſt, der von ſolchen Geſetzesverletzungen Mit
teilung macht. Tatſächlich und juriſtiſch kann es keinen Unterſchied
gusmachen, ob die Berichterſtattung in inländiſchen oder in aus
ländiſchen Blättern erfolgt, denn ſchließlich werden ja auch deut
ſche Blätter von Ausländern geleſen. Dann wären die RedakteureVormittag 10 Ahr: Dollar 3175

bei feſter Tendenz
faſt aller deutſchen Zeitungen von den äußerſt rechts ſtehenden
abgeſehen Landesverräter und zuchthausreiß.



olnchener Volde ger m eder Parterlhheedt Knd
wirklich ſo weit die Uebertretung des Geſetzes unter

ausnahmerechtlichen Schutz zu ſtellen, dann begeht es ſelbſt
nationalen wie des internationalen

während der Schaden, den dieſe ſelbſt den
bittere Wirklichkeit ſein wird.

Aus all dieſen Gründen ſollte man gkleauben, ſich das Mün
chener Volksgericht ſchließlich doch beſſer zeigen würde als ſein Ruf
und daß es vor einem offenkundigen Juſtizmord zurüd-
ſchrecken Leider berechtigt die Art, wie die Verhandlung
geführt wurde, in keiner Weiſe zu ſolchem Optimismus. Darum
müſſen jetzt ſchon die Kräfte mobil gemacht werden, die dazu be

ne das Unrecht zu führen, bis es wieder

J

die B degun ihnen wieder Iffnen. Kuf eine ſolcheen ga r der bayeriſchen Regierung ausgehen
kann, iſt angeſichts der politiſchen Machtverhältniſſe in Bayern

vollgieht
wo ſie fich durch die Ei unbequerner
will einen Akt der Selbſtenthällung, der in der
r hat. Dieſer Art wird nichtohne politiſche Folgen bleiben, Folgen, von denen man ſich bisher
in München eine ungzureichende Vorſtellung gemacht zu haben
ſcheint. Noch atagligerweiß in den breiten Maſſen unſeres
Volkes ein ſtarkes natürliches Rechtsgefühl, und noch ſind
wir, trotz alles Treibens der bayeriſchen Partikulariſten, nicht
ſoweit, Bayern als Ausland zu empfinden. Ein Juſtizmord im
FechenbachProgeß wäre eine allgemein deutſche An
gelegenheit, und wir vertrauen, daß ſich alle rechtlich denken
den Männer und Frauen in Deutſchland ihrer mit Leidenſchaft
annehmen würden. Für ſie müßte es dann heißen: „Ein Reich,
ein Recht! Und fort mit der partikulariſtiſchen

Gegen den Agrarwucher.
Deutſcher Reichstag.

Heraufſetzung der Pfändungsgrenge. Die „Chriſtenpflicht“
der Agrarier. Alles verelendet, und den Agrariern geht es

glängend. 8 Milliarden für die Schnapsbrennerei hinaus
geworfen.

Berlin, 109. Oktober.
Der Reichstag erledigte am Mittwoch ein Geſetz über die Sr

34 der Gebühren für Zeugen und Sachver-ändige. Die Sachverſtändi ebühren werden jetzt auf

e W. r Segt. raſenden entwertunge Erhshang der Srerge fur

das pfändungsfreie Einkommen
t eit ſind von dem Lohneinkommen des Schuldners

in, von dem Mehrbetrage ein Drittel und bei
orhandenſein unterhaltsberechtigter Angehöriger für jeden von

ihnen ein Sechftel bis höchſtens insgeſammt zwei Drittel der Pfän
dung entzogen. Be LFohneinkommen über 50 000 Mk. tritt in
S eine Beſchränkung ein, als dem Schuldner von dem dieſe

umme überſteigenden Teil ſeines Einkommens ohne Rückſicht

r W 7 nur re verle ägt vor, die genannten Grenzen von12 000 auf 100 000 e und von 650 000 auf 800 000 Mk. herauf

ſetzen. Der Kommuniſt Mal tz an verlangte, daß die pfand-rege noch erhöht werde. n adbruch
zu, die erwähnten Summen vielleicht ſchon wieder über

ol t ſeien. Er verwies aber darauf daß nach der neuen Faſſung
des Seſetzes dis Reichsregierung nach Anhörung des zuſtändigen
h mit Zuſtimmung des Reichsrats die Wert-grengen jederzeit anderweitig feſtſetzen könne. Es ſei eine
mäßitgkeitsfrage, ob man ſchon höhere Wertgrenzen in das Geſetz

i wolle, da man doch noch nicht auf vier Wochen voraus-
könne, welche Summen dann von der Pfändung befreit Sm e Ver Geſetzentwurf wurde dem Rechtsausſchuß

wieſen.
Die Beratung des Geſetzentwurfs über

die Erhöhung der Getreidepreife
G das 7 Drittel der Umlage wurde durch eine ſehr agrariſch

ede des Reichsernährungsminiſters ein-
eleitet. Er verwies darauf, daß der Marktpreis für Roggen dre
onne 120 000 Mk. betrage, während für das erſte Drittel der
lage auch nach der jetzigen h Preiſes nur500 Mk. die Tonne gezahlt würden. Bei igen iſt das Ver

ltnis 130 000 Mk. zu 2 500 Mk. Der Miniſter ſang ein hohe
kied auf die Opferwilligkeit der Land wirtſchaft.

die Vereinigte Sozialdemokratiſche Partei
Genoſſe Dr. Her r einer durch ſtichhaltigesteriagl geftützten Rede gründliche Kritik an der Politik des

eichsernährungsminiſters und an dem Verſuche des Preis-
ausſchuſfes, die iſe für das Umlagegetreide unter Umgehung des

eichstags erhöhen. Er lehnte die Erhöhung ab, weil ſie eine
e s der Umlage zugrunde liegenden Gedankens bedeute.

hend laſſen wir die
Rede des Gen. Dr. Hertz

o e nkndi daß der Brotpreis vervierfacht werden

die Ausſicht auf weiteren Stur

Schandjuſtiz!“

eekrerleee durch Geſetz hren. Die vorgeſchlagene
Preise övrne iſt nicht berechtigt, nicht notwendig und nicht er
folgreich. Steigerung der Produktionskoſten kann beim
zweiten und dritten Drittel erfolgen. Denn ſie wird ruch
erſt wirkſam bei der künftigen Die Berechnungen
der Regierung find falſch. Anſtatt das Grweg under
zulegen, greift ſie die letzten drei Monate Juli bis Oktober heraus.
Nach den Durchſchnittskoſten des m 1921/82 ergibt ſich nur ein
Preis von 10 000 bis 12 000 Mk. ie Landwirtſchaft will die
Konjunkturgewinne. Sie erſtrebt nicht die Erfüllung der Umlage,
ſondern ihre Beſeitigung. Sie erhofft davon das wirtſchaft
liche Chaos und die Erſchütterung der Republik. Die Umlage iſt
nur ein Teil der Ernte Für den anderen Teil erhalten die
Landwirte Preiſe, die nur a ſind vom Dollarſtand und jetzt

über dem Weltmarktpreis
liegen. d letzten Woche iſt der Dollar um 32 Prozent ge
ſtiegen, Getreidepreis un 40 Prozent. Wenn die Geld
entwertung höhere Getreidepreiſe r dann bedingt ſie auch
die Erhöhung der Zwangsanleihe auf 700 Milliarden Papiermark.
Die Erhöhung der Umlagepreiſe wird keine höhere Ablieferung
ur Folge Denn die ungenügende Ablieferung i nicht dieFolge der ſchlechteren und ſpäteren e, ſondern der

Ablieferungsſabotage der Landwirtſchaft.
Es erditternd wirken, daß der Ernährungsminiſter ken Worte el e De erhellte dere a e
daß Landbünde oft erklärt haben, „es ſei Chriſtenpflicht, die
ſtädtiſchen Verbraucher verhungern zu laſſen“. Der volksparteiliche
Abgeordnete Hepp hat ebenfalls erklärt, die Landwirte werden
nichts tun, um die Umlage durchzuführen. Damit ſtehen wir vor
der Gefahr des Zuſammenbruchs v Brotver-orgung. Was ſoll geſchehen, wenn wir kein Umlagegetreide

kommen und Auslandsgetreide nicht kaufen können? Und dazu

e der Markl Die Verdreifachungder Getre iſe bringt eine Mehrausgabe von et Milliarden.
Soll das durch eine Er der Brotpreiſe in em zgedeckt werden Das iſt doch kaum möglich, zumal der Brvtpreis
ohnedies jetzt mindeſtens 120 Mk. ſteigt. Die Wirtſchaft wird
erſchüttert. die Staatsfinangen werden ruiniert, Lohn und Ge
halds und Rentenempfänger verelenden.

Dabei geht es der Landwirtſchaft glängend.
Die bürgerlichen Parteien haben w. daß die Einfuhr-
ſperre für Tabak aufgehoben wurde. Für Tabak alſo wird

orgt, ebenſo für Schnaps. 8 Milliarden ſind für Mais zur
napsbrennerei ausgegeben worden. Der letzte Sturz der Mark

ift die Folge davon. Trot glänzender Kartoffelernte haben
wir rieſen ſteigende Preiſe. Das iſt unerträglich. Abhilfe
muß geſchaffen werden, ebenſo beim Zu cker, für den die Zucker
induſtriellen Wucher preiſe verlangen. Die Haupturſache der
Schwierigkeiten iſt die Markentwertung. Manche Kreiſe
führen ihren Sturz gewaltſam herbei. Markſtabiliſfierung, wie ſie
die Sozialdemokratie verlangt, iſt Verhinderung weiterer Preis
ſteigerungen, ja Rückgang Preiſe. Eine gktive Wäh-
rungs politik mit Hilfe des Goldſchatzes der Reichsbank
ift notwendig. Es muß in zwölfter Stunde alles geſchehen, um das
deutſche Volk und die deutſche Arbeiterklaſſe vor dem Untergang
zu retten. (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Den Rechtsparteien war dieſe Rede ſo unangenehm, daß fie durch
Zwiſchenrufe und ſpäter durch ihren Fraktionsredner Schiele
verſuchten, die bürgerlichen Koalitionsparteien gegen die Sozial
demokratie aufzuhetzen, ein Unterfangen, das nur Gelächter

d terAm Donnerstag wird
lich ging die

eu ationalen nicht weit genug
Ausſprache

Nachtragsgeſetz.
120 Diligrden Mark zum Ankauf von Jnkands und

Auslandsgetreide.

lin Dem Reiheteg n S
8geſeVetutie ae -n eher n KnehenBeamtengehälter und iter ewird sfinanzminiſter ermächtigt, zur Beſtreitung vonken au a Ausgaben 12) Millionen Mark für

i m Zwecke des zur Sicherung dere r Jtand re ide ſollen Reichsſchatzanweiſungen zur Hö
vor 180 Mark ausgegeben werden.

Schutz den Bergarbeitern!
Der Fall Studenranch. Das Grubenunglück auf „Helene
Amalie“. Anſtellnng von ſtaatlich beſoldeten Gruben

kontrolleuren beantragt.

Berlig, Okeober.
Zunächſt wurde geſtern die Tagesordnung etwas emodelt. Die

Große Anfr unſerer Genoſſen und die der Deutſchnationalen
über den Fall Stuben rauch wurden von der Fagereſ ding
abgeſetzt, ebenſo eine Große Anfrage des Genoſſen Leid, die
älteren Datums iſt und die die Berſagung der Beſtätigung von

Berlin behandelt. Der Fall Stubenerſonen zu Rektoren i Foa int der Deutſchen Spartei und ihrem Miniſter Boelitz
etwas uem zu e denn die Kleine Anfrage der Volkspartei
ler zum auch, die amgehend nähere Mitteilungen über
den Fall verlangt, hat ſicherlich keinen anderen Zweck als den. die

über den Fall Stubenrauch zu verhindern. Miniſter Boelitz
nerstag bereit,
rovinzial4Weſt

Deba
feten t erklären, er ſei zur twortung ab

Ein 7ää über die Errichtung eines
verbandes Grenzmark Poſenſynod a

Grubenunglück auf der Zeche „Helene Amalie“
im evier Eſſen. Verbunden damit iſt die
kommuniſtiſchen Antrags, ſtaatlich beſoldete
kontrolleure aus der Bergarbeiterſchaft anguſtellen
Kommuniſten Sobodka wies

Genoſſe Otter,
der das Haus Beſprechung der Großen Anfrage Seroauf die r r m hin, die ibau noch immer recht unvollſtändig ſind. Auf der

ollten die r möglichſt wenigGeld ten. Ss wurde an Arbeitskräften geſpar
Daher das Unglück, das 23 Berglenten das Leben koſtete.
Otter verlangte, die Verwendung von Dynamit von der be
ſonderen Erlaubnis hörde a gemacht werde.
rügte den Mangel an Waſſerleitungen. Die G
h Dutente Genoſſe tter mehren ſich in der I

große Todesziffer im Bergban
ſtammt nicht don den gr

Amalie“

vereingelten Unglücksfällen. Der Rettungsapparat

n u.von trolleuren on genugver vergangenen Frühjahr wurde im a h Antrag
angenommen, der in dieſer einen wies. Der Weg
wurde aber nicht beſchritten bſtverſtändlich müſſen die Berg
arbeiter mehr zum Ausban des Sicherheitsdienſtes herangezogen
werden.

Der Oberberghauptmann erklärt, die Betriebs räte
hätten das Recht und eventuell die Pflicht, die Gruben mehrmals
im Monat zu befahren und die Revierbeamten L eiten; dieſe
hätten die n die Betriebsräte nach arf zuſammen

g trag Cbeneh I s tntrag ig eure anden Handelsausſchuß.
Bei der Beratung der Ueberſichten über die Ergebniſſe der ander

weitigen Verpachtung der pachtfrei gewordenen und werdenden
Domänen wies der Kommuniſt Sch m (Neukölln) auf die
immelſchreienden Zuſtände in der Domänenverpachtung
hin. Eine ganze von 964 Hektar iſt zum ſpiel für
25 000 Mk. verpachtet worden. Der ſcharfe Antrag des Kommu
niſten hätte, wie unſer Genoſſe Peter s (Hochdorn) betonte, einen
tiefen druck gemacht. wenn die übrigen Schimpfworte nicht
e wären. Unſer Genoſſe wies darauf hin, daß ſchon bei der
Haushaltsbergtung die Sozialdemokratie mit einem Antrag den
Weg ges habe, den jetzt die Kommuniſten verfolgten. Leiderhabe die Förderung der Selbſtbewirtſchaftung von Semanen bei

rheit des iſes keine Freunde gefunden.
Nach Erledigung Domänenangelegenheit komnrt der Artragſoll, hat die größte Beunruhigung und de e krß

vorgerufen. Sie wurde verſtärkt durch die Fprkwid rige icht
des Ernährungsminiſtertums, ſie auf dem Verordnungs-

hervorrief. Es zeigte aber, wie groß die Sehnſucht der Deutſch
nationalen nach einem bürgerlichen Sammelblock iſt.

der Regierungsparteien auf Hilfe für die Privatdozenten
in Form von Unterhaltsbeihilfen und Lehrauf-

Halliſches Kunſtleben.
„Der fliegende Holländer.

Eine im großen und n ſzeniſch wie muſikaliſch gleich vor
treffliche Aufführung von Richard Wagners Fliegendem Hol-

geſtern abend das hieſige Siadttheater. Die Spiel-
c (Auguſt Roesler) hatte die vorhandenen Mittel denkbar

i r und auch bei der Verteilung der Rollenjenige Sorgfalt walten laſſen, die einem Wagnerwerk in jedem
wenn es ſich um eine Frühoper handelt, gebührt. Die

enloſe Durchführung der Ovper, die keine unerheblichen theater
Schwierigkeiten bereitet, gelang gut und S erheblich

errtration des bedeutenden künſtleriſchen Erlebens bei.Er ein iſchenfall wirkte außerordentlich ſtörend und dürfte all

gemein fallen erregt haben: die Erhellung des Theaterraums
nach Beendigung des Vorſpiels und der feierliche Einzug der

ummelanten ins Parkett. Die Jntendanz wird ſich ſo lange
in diſzipliniertes Theaterpublikum ergiehen, wie ſie immer wieder

Rü hme en die Rückſichtsloſen auf Koſten des
eriſchen ips walten läßt. Das mußte nach dem Vorher-

geſagten gerade bei der „Holländer“ Aufführung arg verſtimmen.
Die muſikaliſche Leitung lag in den Händen Oskar Brauns,

der ſehr ins cil ging und dabei manch vorzügliche Einzel-
wirrung ergielte. Die muſikaliſche Geſamtlinie kam aber dabei
nicht immer ſo daß der Eindruck der Ouvertüre
als Ganzes nicht konzentriert genug war. Der Kontakt zwiſchen

ne und Orcheſter war im allgemeinen gut. Nur die Chöre
m viel zu n übrig. Namentlich die Herren zeich-

a 88 nier durch ein Höchſtmaß von Undiſzipliniertheit
J Einſatz des Steuermannsliedes klappte nicht, die an-

ießende Triole wurde mindeſtens von drei feindlichen Heerlagernen Tempo nicht unisono, ſondern nebeneinander ge
Es war beklemmend. Wir kennen die Schwierigkeiten

i Einſtudierung der „Holländer“Chöre. Aber das war
2

Titel bei Fritz Kerz mann der die muſikaliſcheu ſweuf rieb Rolle gut wahrte, aber ſtimmlich
angegri chien. Die Senta Poldy Zuskas hinterließr len Eitud Die Geſamtleiſtung befriedigte in

allen Phaſen und berührte ſowohl in der lyriſchen Kantilene wie
im dramatiſchen Akzent angenehm. Die Darſtellung war an

eſſen. Hans Waldburg (Erik) war gf: bei Stimme und
iberraſchte namentlich im dritten Akt durch glänzende Dispoſition.
Auch die ſchauſpieleriſche Leſtung ſagte zu. Heinrich Teßmer
hatte die Steuermannspartie übernommen Der Künſtler ſang ſehrſchön, ließ ſich aber durch Aufwendung einer zu ſtarten Doſis

Temperament verleiten, die muſikaliſche Beherrſchung nicht in ge
nügendem Maße zu wahren und gutturale Mitlaute im Affekt
zwiſchen den Text einzuſchieben, die den Wert der Geſamtleiſtung
um einiges herabminderten. Cornelius Barks Daland war
ſchauſpieleriſch annehmbar. Die Gefan n ließ manches
auch bezüglich der Textbehandlung zu wünſchen übrig.

Der amteindruck der Aufführung war vorteilhaft und ent
ſprach zum mindeften den Erwartungen. x

Stadttheater. J der heute 7148 Uhr unter Svielleitung von
Fritz Günzel in Szene gehenden in von Gerhakt Haupt-
manns rchendrama „Die verſunkene Glocke“ ſpielt Franz
Blietz den Glockengießer Heinrich. Das Stück wird am Montag
zum erſten Male wiederholt. Freitag wird die Operette „Polen
blut“, Sonnabend 71 Uhr die Oper „Eugen Onégin“ von Tſchai
kowſky, Sonntag 726 Uhr Richard Wagners „Lohengrin“ gegeben.

Jm Thalia- Theater geht am Sonntag 71 Uhr der mit großem
Beifall aufgenommene Schwank „Neunzehn hundert neun
zehn von Jmpekoven und Mathern in Szene.

Freie Volksbühne. „Die verſunkene Glocke Anfang
754 Uhr. Spieltage: A: Donnerstag, 19. Oktober; B: Montag,
28. Oktober; N: Mittwoch, 25. Oktober; O: Donnerstag, 26.
tober; D: Montag 80. Oktober. „Bunbury“ wird im
Thalig Theater am 8. und 8. November für die Mitglieder der
Volksbühne zur Aufführ kommen. Die urſprünglich an
gekündigte urnaliften“ Aufführung wurde aus techniſchen
Gründen in Dezember verſchoben. Der Kartenverkauf für
„Bunbury“ (36 Mk.) nnt am Freitag, dem 20. Oktober, 6 bis
7 Nhr ds in der Geſchäftsſtelle. Er wird an den folgenden
Tagen von 9 bis 1 Uhr und von 8 bis 5 Uhr fortgeſetzt.

Leſe- und Geſprächsabende der Volksbühne.
Kreiſe der Volksbühnenleitung wie der Mitglieder der Wunſch laut

IHIIII-E-GEEG-G-GGE-ee-

Wiederholt iſt im T

nene
eworden. Möglichkeiten zu ſchaffen, um in der ungezwungenennterhaltung kleinerer Kreiſe die an den größeren benden der

Volksbühne gewonnenen künſtleriſchen Eindrücke in gegenſeitigerAusſprache zu vertiefen und zu beleben oder auch neue Fregumgen

zu gewinnen. Mit der Neueinrichtung regelmäßiger Leſe- und Ge
ſprächsabende, an denen unter Führung ſachverſtändiger Volks
bühnenmitglieder Dichtungen geleſen umd beſprochen, Bilder ge
meinſam betrachtet oder dieſe oder jene Frage des Kunſtſchaffens
und v erörtert werden ſoll. hofft man zur weiterenrer es Leere m 4 Halliſchen Volksbühne bei
utragen. Le e, wie es Aufgabe der Volkshochſchule iſt,ſoll an dieſen Abenden nach Mönuhrcſ vermieden werden. Dem

eingelnen ſoll in vertrauter Ausſprache mit Gleichſtrebenden die
Möglichkeit gegeben werden, ſein Verhältnis zur Kunſt perſönlicher
zu geſtalten. Zur Teilnahme an dieſen Abenden iſt jedes ein
geſchriebene Volksbühnenmitglied willkommen. Die Teilnehmer
zahl des einzelnen Abends ſoll in Grenzen gehalten werden, die
eine gewiſſe intime Behaglichkeit gewährleiſten. Bei zu ſtarker
Beteiligung werden Parallelabende eingerichtet werden. Zur
Leitung der erſten Abende haben ſich bisher gütigſt bereit erklärt
folgende Mitglieder die Herren nſtmaler Buſſe, Oberſpiel-
leiter Dr. Groß, Studienrat Habe, Privatdozent Dr. Lieve,
Prof. Dr. Menzer, Lehrer Müller. Die Abende finden ſtatt
in den Räumen des Gnuttemplerheims, Weidenplan 20. Sie be

nnen um 834 Uhr. 1. Abend am Montag, dem 20. November:
Vorleſung und e Ernſt Tollers Drama MaſſeMenſch 2. Abend am Montag dem 4. Dzember: Meiſter
bil der der n (Anleitung zur Betrachtungund Ausſprache). 8. Abend am Montag, dem 8. Januar: Das
Weſen des Tragiſchen (Ausſprache über die bisher in der
Volksbühne aufgeführten Trauerſpiele). An weiteren Themen
ſind in Ausſicht genommen Moderne Lyrik (Vortrag und Be
ſprechung von Gebichten), Jmveſſionismus und Erpreſſionſamus
in 7 n und Malerei mit Beiſpielen, Meiſterwerke der Bau
kunſt (die Sauſtile), Schatten- und Kaſperleſpieke (für Eltern und
wer Kinder). Die Beteiſigung an den Abenden iſt
oſtenfrei. Es iſt von den Beſuchern lediglich am Abend ſelbſt ein

geringer Beitrag zu den Koſten für Heizung und Beleuchtung bei
zuſteuern. Um eine Ueberſicht über die vorausſichtliche Zahl der

eilnehmer zu gewinnen, wird gebeten, ſich auf der Geſchäfteſtelle
in die ausliegende Liſte einzutragen
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